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D as Attentat auf Donald Trump am
vergangenen Samstag bei einer
Wahlkampfrede in Pennsylvania

hat auf dramatische Weise eine Frage ver-
schärft, die noch vor zehn Jahren als alar-
mistisch abgetan worden wäre, über die in
der amerikanischen Öffentlichkeit inzwi-
schen aber ernsthaft diskutiert wird: „Steu-
ern die USA auf einen Bürgerkrieg oder ei-
ne Sezession zu?“, wie der Sender CNN im
Januar 2022, ein Jahr nach dem Sturm auf
das Kapitol, mit dem sich der abgewählte
Präsident an die Macht putschen wollte,
sein Publikum fragte. Meinungsumfragen
zufolge halten immer mehr Amerikaner
ein solches Szenario für denkbar, und im-
mer mehr Amerikaner billigen Gewalt als
Mittel der Politik.

Zugleich ist die Drohung mit Gewalt in
den vergangenen Jahren beinahe alltäg-
lich geworden. „Versuch, uns unsere Waf-
fen abzunehmen, und du wirst sehen, war-
um es das Recht auf Waffentragen gibt!“,
wütete ein Republikaner in den sozialen
Medien, als Präsident Biden 2022 schärfe-
re Waffengesetze vorschlug. An Waffen für
den Bürgerkrieg wird es nicht fehlen.
Schätzungsweise befinden sich in den USA
rund 400 Millionen Schusswaffen im Pri-
vatbesitz. Der Zwanzigjährige, der den An-
schlag auf Donald Trump verübte, feuerte
mit dem beliebten halb automatischen
AR-15-Gewehr, das in den USA völlig legal
erworben werden kann.

Die Worte Civil War und Sezession we-
cken bei US-Amerikanern starke Assoziati-
onen. Der Krieg zwischen der Union und
der abtrünnigen Konföderation forderte
zwischen 1861 und 1865 rund 700 000 Men-
schenleben und spaltet bis heute die histo-
rische Erinnerung des Landes. Natürlich
steht den USA kein großer Krieg bevor, der
von uniformierten Armeen in offenen Feld-
schlachten ausgefochten werden wird.
Doch eine Gewalteskalation mit Attenta-
ten, Terrorakten und gewaltsamen Zusam-
menstößen zwischen den verfeindeten po-
litischen Lagern halten inzwischen viele
Beobachter für denkbar. Rechtsextreme
Milizen wie die Proud Boys, die Oath Kee-
pers und die Three Percenters, die beim
Sturm auf das Kapitol die Vorhut bildeten,
rüsten seit Jahren für eine neue Amerikani-
sche Revolution, aber auch bei Trump-Geg-
nern wächst die Bereitschaft zur Gewalt,
wie das Attentat von Pennsylvania gezeigt
hat. Die USA, die nach dem Zweiten Welt-
krieg als vorbildliche Konsensdemokratie
galten, sind zu einer hochpolarisierten Ge-
sellschaft geworden.

Geschichte wiederholt sich nicht, doch
die Parallelen zwischen der Vorgeschichte
des Bürgerkriegs und der Gegenwart sind
beängstigend. Auch dem Civil War ging ei-
ne jahrzehntelange Polarisierung voraus,
bis sich der sklavenhaltende Süden und
der Norden, wo die Sklaverei verboten war,
nur noch als unversöhnliche Gegner be-
trachteten. Der Konflikt eskalierte 1860/61
nach der Wahl des Sklavereigegners Abra-
ham Lincoln zum Präsidenten der USA.
Der Süden war nicht bereit, das Wahlergeb-
nis hinzunehmen, weil Lincoln angeblich

die Abschaffung der Sklaverei plane. Bis
April 1861 erklärten elf Bundesstaaten ih-
ren Austritt aus der Union. Aus Sicht Lin-
colns und der meisten Nordstaatler handel-
te es sich um Rebellion, die mit Waffenge-
walt unterdrückt werden musste.

Im Konflikt um die Sklaverei ging es
nicht primär um deren moralische Verwerf-
lichkeit – die meisten Sklavereigegner sa-
hen diese als unfaire Konkurrenz zur frei-
en Arbeit weißer Farmer, Arbeiter und
Handwerker –, sondern um die nationale
Identität Amerikas: Sollten die USA eine
egalitäre Gesellschaft freier weißer Män-
ner sein oder eine „Sklavenhalterrepu-
blik“? Die Überzeugung, dass beide Gesell-
schaftsformen auf Dauer nicht koexistie-
ren konnten, entfaltete die Dynamik einer
sich selbst erfüllenden Prophezeiung.
Schließlich waren beide Seiten bereit, für
die Verteidigung ihrer Identität Krieg zu
führen.

Auch heute liegt der Polarisierung ein
seit Jahrzehnten schwelender Konflikt
über die nationale Identität der USA zu-
grunde. Das Land hat sich schrittweise in
verfeindete Lager gespalten, die kaum
noch zu Kompromissen bereit sind, weil
nicht bloß Interessen, sondern fundamen-
tale Werte, Identitäten und Lebensweisen
auf dem Spiel zu stehen scheinen. Die De-
mokraten repräsentieren das multiethni-
sche, liberale und säkulare Amerika, das
überwiegend in den Großstädten und an
den Küsten wohnt, die Republikaner das
traditionalistische, weiße, kleinstädtisch-
ländliche, religiöse Milieu. Herkömmliche
Begriffe wie liberal und konservativ tau-
gen längst nicht mehr dazu, die Feind-
schaft zwischen den feindlichen „Stäm-
men“ zu beschreiben. Einer neuen Studie
zufolge betrachten jeweils rund 40 Pro-
zent der Demokraten und der Republika-
ner die Anhänger der anderen Seite als
„downright evil“, also als „schlichtweg bö-
se“. Die Heirat ihrer Kinder über Partei-
grenzen hinweg bereitet vielen Amerika-
nern heute mehr Unbehagen als interethni-
sche „Mischehen“ oder gleichgeschlechtli-
che Beziehungen.

Die Polarisierung hat ihre Wurzeln in
den großen gesellschaftlichen Transforma-
tionen, die Amerika seit den 1960er-Jahren
durchlaufen hat. Dazu gehören die Indivi-
dualisierung und Liberalisierung der Le-

bensstile, die radikalen Veränderungen in
den Geschlechterrollen, die Bürgerrechtsre-
volution, die wirtschaftlichen und demogra-
fischen Folgen der Globalisierung sowie die
Medienrevolution. Seit Jahrzehnten lässt
sich eine fortschreitende Radikalisierung
breiter Bevölkerungsschichten beobach-
ten, die sich als Verlierer der Globalisierung
und des Wertewandels sehen. Historiker
wissen, dass die Bürgerkriegsgefahr
wächst, wenn bislang dominante ethnische
Gruppen und soziale Klassen keinen ande-
ren Ausweg mehr sehen, als sich dem be-
fürchteten Niedergang mit Gewalt entge-
genzustellen. Um die Mitte des 19. Jahrhun-
derts schien die Pflanzeraristokratie des
Südens zwar vor Selbstbewusstsein zu
strotzen, doch in Wirklichkeit fühlte sie
sich in einer Welt, in der die Sklaverei zum
Anachronismus geworden war, immer iso-
lierter. Doch sie verstand es, die Mehrheit
der weißen Südstaatler, die gar keine Skla-
ven besaß, davon zu überzeugen, dass ein
Ende der Sklaverei auch für sie eine tödli-
che Bedrohung bedeuten würde.

Heute ist es der Übergang zu einer multi-
ethnischen Gesellschaft, der bei Teilen des
traditionellen Amerikas zu der Überzeu-
gung geführt hat, sich mit allen Mitteln ge-
gen den Abstieg verteidigen zu müssen.
Der Medienprofi und begnadete Demago-
ge Donald Trump hat es verstanden, sich
zum Anführer der nationalpopulistischen
Revolte gegen die Globalisierung und die li-
beralen Eliten aufzuschwingen, die dem
amerikanischen Volk angeblich ihr Land
gestohlen haben. Trump erkannte instinkt-
sicher, dass maximale Polarisierung und
die gezielte Verletzung demokratischer
Normen ein Erfolgsrezept waren, das er oh-
ne Skrupel umsetzte.

Im Sommer 2024 gleichen die USA –
wie 1860/61 – einem Pulverfass, und das At-
tentat auf den Ex-Präsidenten hat die Ex-
plosionsgefahr weiter erhöht. Dass Trump
überlebt hat, ist nicht nur deshalb ein
Glück, weil es in einer Demokratie keine
Rechtfertigung für politischen Mord gibt,
sondern auch, weil sein gewaltsamer Tod

vermutlich einen Aufstand seiner militan-
ten Anhängerschaft ausgelöst hätte. Aber
auch so wird der Anschlag gravierende Fol-
gen haben. Dass die Kugel des Attentäters
den Ex-Präsidenten um Haaresbreite ver-
fehlte, werden seine treuen Anhänger als
Wunder betrachten. Von nun an umgibt
ihn die Aura des von der „Vorsehung“ geret-
teten charismatischen Führers. Und natür-
lich werden Trump und seine Gefolgschaft
den Mordversuch als weiteren Beweis für
die Verschwörung des „tiefen Staates“ ge-
gen den Retter und Rächer des betrogenen
Volkes deuten.

Vor allem gibt es nun ein Bild, das ikoni-
schen Status gewinnen wird und die Wahl
entscheiden könnte: Es zeigt einen blutver-
schmierten, aber entschlossenen Trump,
der seinen Anhängern die Faust entgegen-
reckt. Der Kontrast zu den Bildern des ge-
brechlichen, geistesabwesenden Joe Biden
könnte nicht größer sein und wird, neben
dem Mitleidseffekt, vermutlich zahlreiche
unentschiedene Wähler überzeugen, ihr
Kreuz im November beim Kandidaten der
Republikaner zu machen. Der Erdrutsch-
sieg, der Trump 2020 angeblich gestohlen
wurde, könnte diesmal Wirklichkeit wer-
den. Vielleicht böte ein überzeugender
Wahlsieg Trumps sogar die Chance, den
drohenden Bürgerkrieg zu verhindern,
wenngleich um den Preis, dass die USA
dann einen Präsidenten bekämen, der wie
ein gewählter Diktator regieren will. Denn
eine Wahlniederlage wird Donald Trump
ebenso wenig akzeptieren wie vor vier Jah-
ren. Sollte er nicht gewinnen, wird er nicht
zögern, erneut seine Make-America-Great-
Again-Bewegung zu mobilisieren, und
nichts spricht dagegen, dass sie ihm er-
neut folgen wird, um sich ihr Land zurück-
zuholen und Amerika wieder groß zu ma-
chen – nach dem Attentat vom 13. Juli
mehr denn je.

Das Prinzip, dass der Verlierer einer frei-
en und fairen Wahl das Ergebnis akzep-
tiert, gehört zu den Grundnormen der De-
mokratie. In Amerika, das zu Recht stolz
auf seine lange Tradition der friedlichen
Machtwechsel ist, gerät diese Norm zuneh-
mend ins Wanken, denn bei der bevorste-
henden Wahl geht es nach Auffassung bei-
der Lager um Alles oder nichts. Historiker
haben in den vergangenen Jahren immer
wieder darauf hingewiesen, dass es ein Bür-
gerkriegsrisiko gibt, wenn der Ausgang ei-
ner Wahl für den Verlierer inakzeptabel ist,
so wie dies 1860 der Fall war, als die Süd-
staaten auf Lincolns Wahlsieg mit der Se-
zessionserklärung reagierten.

Lincoln suchte gleichwohl weiter nach
einem Kompromiss. In seiner Rede zur
Amtseinführung am 4. März 1861, einen
Monat vor Beginn der Feindseligkeiten, ap-
pellierte er eindringlich an den Patriotis-
mus der Amerikaner und an das Gute der
menschlichen Natur – „the better angels of
our nature“. Doch sein Appell verhallte.
Auch heute stehen die USA wieder am
Scheideweg. Welchen Weg Amerika ein-
schlagen wird, entscheidet sich spätestens
am 5. November.

Der Autor ist Professor für Amerikanische Ge-
schichte an der Universität Heidelberg. Soeben ist
sein neues Buch bei Klett-Cotta erschienen: „Das
gespaltene Haus. Eine Geschichte der Vereinigten
Staaten von 1950 bis heute“ (544 Seiten, 35 Euro).

K urz vor der konstituierenden Sit-
zung des Europaparlaments am 16.
Juli nehmen die politischen Fraktio-

nen Gestalt an, in denen sich länderüber-
greifend Parteien mit gemeinsamer Welt-
anschauung zusammenfinden. Aufgrund
vielfältiger Abneigungen führt das im
rechten Lager traditionell zu chaotischen
Verhältnissen. Einer ihrer letzten Zusam-
menschlüsse, die radikale Fraktion „Iden-
tität und Demokratie“ (ID), endete kurz
vor der Wahl in heftigem Streit. Mit Blick
auf die kommende Legislaturperiode war
lange fraglich, wie sich die Parteien des
rechten Randes nun ordnen würden.

Zunächst war spekuliert worden, die
Reste der ID könnten ihre Stimmen zu-
künftig mit den antieuropäisch und rechts-
populistisch geprägten „Europäischen
Konservativen und Reformern“ (EKR) bün-
deln, die von der polnischen PiS und den
italienischen Postfaschisten der Fratelli
d’Italia geführt werden. Nun kam es an-
ders, unübersichtlicher, denn im Laufe
von einer Woche gründeten sich rechts der
EKR gleich zwei weitere Fraktionen.

Als Erstes stellte Ungarns Ministerprä-
sident Viktor Orbán gemeinsam mit der
FPÖ und der tschechischen Ano die neue
Fraktion Patrioten für Europa (PfE) vor.
Orbáns Partei Fidesz war nach ihrem
Bruch mit den europäischen Christdemo-
kraten 2021 ohne Anschluss geblieben,
nun hat sie sich ein neues Umfeld geschaf-
fen, das unter anderem mit der italieni-
schen Lega, Geert Wilders’ PVV, der spani-
schen Vox und dem Vlaams Belang profi-
lierte Vertreter der anti-europäischen
Rechten versammelt. Dominierende
Kraft der „Patrioten“ ist der französische
Rassemblement National (RN), dessen Par-
teivorsitzender Jordan Bardella die Füh-
rung übernehmen soll. Die PfE wird mit er-
warteten 84 Abgeordneten als drittstärks-
te Fraktion des EU-Parlaments vor allem
durch ihre prorussische Haltung einige
Akzente setzen können.

Aufgrund der französischen Vormacht
blieb der AfD ein Anschluss an die „Patrio-
ten“ verwehrt, immerhin hatte RN-Chefin
Marine Le Pen maßgeblich auf den Raus-
wurf der Deutschen aus der Vorgänger-
fraktion ID hingewirkt. Jetzt hat die AfD
unter dem Titel „Europa souveräner Natio-
nen“ (ESN) eine eigene Fraktion mit klei-
neren Parteien vornehmlich aus Osteuro-
pa um sich gesammelt. Aus Westeuropa
wird bisher nur noch eine Abgeordnete
der französischen Reconquête des Rechts-
radikalen Éric Zemmour angeführt, vier
übrige haben sich kurz nach der Wahl im
Streit von Zemmour getrennt und der
EKR angeschlossen. Die Fluktuation in
diesem Milieu ist erfahrungsgemäß hoch,
es wird wohl noch etwas Zeit brauchen,
bis die endgültige Zusammensetzung der
Fraktionen feststeht.

Die AfD versucht indessen, die Krän-
kung ihrer Zurückweisung durch den RN
mit einem Bekenntnis zur Fundamental-
opposition zu überspielen. Parteispreche-
rin Alice Weidel ließ sich in der AfD-nahen
Jungen Freiheit zitieren, PfE sei ein Bünd-
nis jetziger oder angehender Regierungs-
parteien. Man selbst wolle bei den „Souve-
ränisten“ zunächst jedoch weiter die Rolle
der Opposition üben. Ein wenig schwang
da in Richtung der Kollegen in Ungarn,
Frankreich, Österreich und Italien der Vor-
wurf der Anbiederung an die Macht mit.

Jenseits solcher Querelen bestehen
aber zwischen „Patrioten“ und „Souve-
ränisten“ inhaltlich große Überschneidun-
gen. Beide lehnen Migration strikt ab, ha-
ben eine freundliche Haltung gegenüber
Putin und den ausgeprägten Drang, die
EU und – soweit vorhanden – den Sozial-
staat abzuwickeln. Die Abgrenzung des
Rassemblement National, der Fidesz und
der FPÖ von den radikalen „Souveränis-
ten“ ist eher eine Imagefrage. Marine Le

Pen nutzte den Bruch mit der AfD umge-
hend als Ausweis der Mäßigung ihrer Par-
tei.

Doch selbst der AfD-geführte rechte
Rand steht nicht allen offen. Berichten zu-
folge soll Alice Weidel bei der Gründung
die Parole ausgegeben haben, „keine Anti-
semiten“ dulden zu wollen. Jetzt findet
sich ihr ehemaliger Spitzenkandidat Maxi-
milian Krah fraktionslos kaltgestellt, an
seiner statt soll der AfD-Europaabgeord-
nete René Aust den Vorsitz übernehmen.
Krahs Auftreten während der Europawahl
war exzentrisch, seine Inhalte noch weiter
rechts als in der AfD ohnehin schon üblich.

Mit apologetischen Äußerungen zur Waf-
fen-SS verursachte er einen Skandal, als
Anwalt hatte er die fundamentalistisch-ka-
tholische Piusbruderschaft vertreten. Die-
ses Profil schafft möglicherweise eine Nä-
he zu einem anderen Politiker am Katzen-
tisch der Fraktionslosen, dem polnischen
EU-Abgeordneten Grzegorz Braun. Ob-
wohl dessen extrem rechte Konfederacja
auch Teil der ESN werden soll, muss der
Monarchist und Fundamentalkatholik
der Fraktion fernbleiben. Er gilt als Antise-
mit mit Neigung zum Krawall, vergange-
nes Jahr hatte er demonstrativ die Kerzen
eines Chanukka-Leuchters im polnischen
Parlament gelöscht und am Deutschen
Historischen Institut einen wissenschaftli-
chen Vortrag zum Holocaust gestört. Bei-
de Politiker sind gute Beispiele, wie sich
die äußerste Rechte im Europäischen Par-
lament mitunter selbst im Weg steht.

Ihre Fraktionen werden zwar durch das
gemeinsame Feindbild zusammengehal-
ten, zugleich aber von ihren nationalen
Ressentiments auseinandergetrieben.
Dennoch haben alle noch so kleinen und
radikalen Gruppen ein vitales Interesse an
Zusammenschlüssen, da ohne Fraktions-
zugehörigkeit ihre Handlungsfähigkeit
und der Zugang zu Ämtern eingeschränkt
bleiben.

Die Verhältnisse in dieser Gemengelage
sind schwer zu überblicken, niemand
weiß, wie lange die fragilen Bündnisse der
äußersten Rechten halten. Einen Ein-
druck davon gab schon das Schicksal der
ID-Fraktion am Ende der vergangenen Le-
gislaturperiode. Innerhalb des EU-Parla-
ments war sie selbst isoliert, als sie sich
nun ihrerseits von der AfD trennte, warf
das ein umso grelleres Licht auf Krah und
Konsorten. Parolen wie „Unsere Vorfahren
waren keine Verbrecher“ hatte man jahr-
zehntelang vor allem aus der NPD und den
Neonazi-Kameradschaften gehört, nun
tönten sie aus Krahs Tiktok-Videos. Die
Verteidigung der Waffen-SS kam vor al-
lem in Italien und Frankreich nicht gut an,
wo deutsche Verbände Massaker an Tau-
senden Zivilisten verübt hatten. Die Tatsa-
che, dass die österreichische FPÖ gegen
den Ausschluss der Deutschen aus der ID-
Fraktion gestimmt hatten, war ein Hin-
weis, dass bestimmte Frontlinien der Ver-
gangenheit noch aktiv sind. Schließlich ist
von FPÖ-Chef Herbert Kickl ein ähnliches
Zitat überliefert.

Eigentlich hatten AfD und FPÖ eine en-
ge Abstimmung auf europäischer Ebene
geplant, doch jetzt sind sie in verschiede-
nen Fraktionen. Dabei dient die AfD in der
Rolle der hässlichen Deutschen den ande-
ren Rechtsauslegern mitunter zur symboli-
schen Abgrenzung. Tatsächlich schlug
sich in dem vordergründig geschichtspoli-
tischen Konflikt auch die Konkurrenz um
die Wortführerschaft nieder. Sollten nun
Frankreichs, Italiens oder Deutschlands
Nationalisten gegen Europa den Ton ange-
ben? Die jetzige Konstellation schafft mit
EKR, PfE und ESN drei verschiedene rech-
te Sammlungen.

Die chaotische Situation ist symptoma-
tisch für ein Grundproblem der Anti-Euro-
päer. Zwischen ihnen mag es einen Kon-
sens gegen Einwanderung geben, doch die
nationalen Fliehkräfte sind groß. Mitun-
ter erschweren noch historische Gebiets-
ansprüche und nationale Minderheitenfra-
gen die Kooperation. Sie trennen Ultra-
rechte in Österreich und Italien und säen
Zwietracht zwischen Ungarn und Rumä-
nen. Russlandfreunde in Osteuropa schie-
len auf die Verfallsmasse einer zerschlage-
nen Ukraine, in Belgien arbeiten Nationa-
listen innerhalb eines Landes gegeneinan-
der.

Vor Jahren zerbrach eine rechtsextre-
me Europafraktion an rassistischen Äuße-
rungen italienischer Nationalisten gegen
ihre rumänischen Kameraden. Heute for-
dert die polnische Rechte Kriegsreparatio-
nen von Deutschland, dessen extreme
Rechte sich wiederum nicht mit dem Ver-
lust ehemaliger Reichsgebiete abfindet.
Auf dieser Grundlage wirken ihre Koalitio-
nen meist nur negativ. Sie sind lediglich ei-
nig darin, Europa wieder nationalpolitisch
zu fragmentieren. Eben das bringt aller-
dings die konfliktreiche Vergangenheit
des Kontinents zurück an die Oberfläche,
zu deren Überwindung die EU einmal ge-
schaffen wurde.
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Biedern sich die Rechten
in Ungarn, Frankreich,
Österreich der Macht an?

Das Land gleicht einem
Pulverfass, das Attentat
macht es noch schlimmer

Rechtsextreme Milizen
rüsten seit Jahren
für eine Revolution

Gewisse Frontlinien
der Vergangenheit
sind noch aktiv

Vielleicht böte ein überzeugender Sieg Trumps sogar die Chance, den drohenden
Bürgerkrieg zu verhindern. Aber um einen hohen Preis.  F O T O : B R E N D A N M C D E R M I D / R E U T E R S

Als Spitzenkandidat gestartet, im EU-
Parlament kaltgestellt: AfD-Politiker Ma-
ximilian Krah.  F O T O : J E A N - F R A N C O I S BA D I A S / A P

Wehe, wenn er sie mobilisiert
Stehen die USA nach dem Attentat auf Donald Trump vor

einem weiteren Bürgerkrieg? Von Manfred Berg

Seit dem Sturm aufs Kapitol halten es laut Meinungsumfragen immer mehr Amerikaner für möglich, dass das Land auf eine Sezession zusteuert.  F O T O : L E A H M I L L I S / R E U T E R S

Chaos, kein
Gleichschritt

Die Rechte im EU-Parlament ist zwar so stark wie nie

zuvor – doch außer ihrem Hass auf Brüssel und

Migranten eint die Radikalen wenig. Von Volker Weiß
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